
Neufassung der Satzung über die Reinigung der  

öffentlichen Straßen  in der Gemeinde Haseldorf 

Die wichtigsten Änderungen gegenüber der bisherigen Fassung der Straßenreinigungssatzung stellen sich wie folgt dar:  

 Alte Fassung Neue Fassung  

 

 

§ 1  

Gegenstand der Reinigungspflicht 

(1) Die Gemeinde betreibt die Reinigung der dem 
öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen, We-
ge und Plätze (öffentliche Straßen) inner-
halb der geschlossenen Ortslagen, bei Lan-
desstraßen und Kreisstraßen jedoch nur in-
nerhalb der Ortsdurchfahrten, als öffentli-
che Einrichtung, soweit die Reinigungs-
pflicht nicht nach 5 2 anderen übertragen 
wird. 

(2) Die Reinigungspflicht der Gemeinde umfasst 
die Reinigung der Fahrbahnen und der Gehwe-
ge. Zur Fahrbahn gehören auch die Trenn-
streifen, befestigten Seitenstreifen, die 
Bushalte-stellenbuchten sowie die Radwege, 
Gehwege sind alle Straßenteile, deren Benut-
zung durch Fußgänger vorgesehen oder geboten 
ist; als Gehwege gelten auch die gemeinsamen 
Rad-und Gehwege nach 5 41 Abs. 2 StVO. 

(3) Zur Reinigung gehört auch der Winterdienst. 
Diese umfasst das Schneeräumen auf den Fahr-
bahnen und Gehwegen sowie bei Schnee- und 
Eisglätte das Bestreuen der Gehwege, Fußgän-
gerüberwege und der besonders gefährlichen 
Stellen auf den Fahrbahnen, bei denen die 
Gefahr auch bei Anwendung der im Verkehr er-
forderlichen Sorgfalt nicht oder nicht 
rechtzeitig erkennbar ist. 

 
 

§1 
Reinigungspflicht 

(1) Die Gemeinde betreibt die Reinigung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze (öffentliche 
Straßen) innerhalb der geschlossenen Ortslagen, bei Landes- 
und Kreisstraßen jedoch nur innerhalb der Ortsdurchfahrten, 
als öffentliche Einrichtung, soweit die Reinigungspflicht nicht 
nach § 2 anderen übertragen wird. 

(2) Die Reinigungspflicht der Gemeinde umfasst die Reinigung 
der Fahrbahnen und der Gehwege. Die Fahrbahnen beinhal-
ten auch die Trennstreifen, befestigten Seitenstreifen, die 
Bushaltestellenbuchten sowie die Radwege. Gehwege sind 
diejenigen Teile der Straße, deren Benutzung durch Fußgän-
ger vorgesehen ist oder aber geboten ist. Die gemeinsamen 
Rad- und Gehwege laut § 41 Absatz 2 Straßenverkehrsord-
nung gelten als Gehwege. 

(3) Die Reinigung umfasst auch den Winterdienst. Der Winter-
dienst beinhaltet das Schneeräumen auf den Fahrbahnen und 
Gehwegen sowie bei Schnee- und Eisglätte das Bestreuen 
der Gehwege, Fußgängerüberwege und der besonders ge-

 



fährlichen Stellen auf den Fahrbahnen, bei denen die Gefahr 
auch bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt 
nicht oder nicht rechtzeitig erkennbar ist. 

 

 

 

§ 2  

Übertragung der Reinigungspflicht 
 

(1) Die Reinigungspflicht für die im anliegenden 

Straßenverzeichnis besonders kenntlich gemachten 

Fahrbahnen und Gehwege wird in der Frontlänge der 

anliegenden Grundstücke den Eigentümern auferlegt. 

Sind die Grundstückseigentümer beider Straßenseiten 

reinigungspflichtig, so erstreckt sich die Reini-

gungspflicht nur bis zur Straßenmitte. Das Stra-

ßenverzeichnis ist Bestandteil dieser Satzung. 

2) Anstelle des Eigentümers trifft die Reinigungs-
pflicht 

1. den Erbbauberechtigten, 
2. den Nießbraucher, sofern er das gesamte 

Grundstück selbst nutzt, 
3. den dinglich Wohnberechtigten, sofern ihm 

das ganze Wohngebäude zur Nutzung überlas-
sen ist. 

(3) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein 

Dritter durch schriftliche Erklärung gegenüber der 

Gemeinde mit deren Zustimmung die Reinigungspflicht 

an seiner Stelle übernehmen, wenn eine ausreichende 

Haftpflichtversicherung nachgewiesen wird; die Zu-

stimmung ist jederzeit widerruflich und nur solange 

wirksam, wie die Haftpflichtversicherung besteht. 

 

 

§2 
Übertragung der Reinigungspflicht 

(1) Die Reinigungspflicht wird in der Frontlänge der anliegenden 
Grundstücke den Eigentümern für die im Verzeichnis aufge-
führten Straßen auferlegt. Sind die Grundstückseigentümer 
beider Straßenseiten reinigungspflichtig, so erstreckt sich die 
Reinigungspflicht nur bis zur Straßenmitte. Das Straßenver-
zeichnis ist Bestandteil dieser Satzung. 

(2) Anstelle des Grundstückseigentümers trifft die Reinigungs-
pflicht 

1. den Erbbauberechtigten, 

2. den Nießbraucher, sofern er das gesamte Grundstück 
selbst nutzt, 

3. den dinglich Wohnberechtigten, sofern ihm das gan-
ze Wohngebäude zur Nutzung überlassen ist. 

(3) Wer zur persönlichen Erfüllung einer ihm oder ihr obliegenden 
Reinigungspflicht nicht in der Lage ist, hat eine geeignete Per-
son mit der Reinigung zu beauftragen. Der oder die Reini-
gungspflichtige bleibt gleichwohl für die Erfüllung der Reini-
gungspflicht verantwortlich. 

(4) Auf Antrag des Reinigungspflichtigen kann ein Dritter durch 
schriftliche Erklärung gegenüber der Gemeinde mit deren Zu-
stimmung die Reinigungspflicht an seiner Stelle übernehmen, 
wenn eine ausreichende Haftpflichtversicherung nachgewiesen 

 



wird; die Zustimmung ist jederzeit widerruflich und nur solange 
wirksam, wie die Haftpflichtversicherung besteht. 

 

 

 

§ 3  

Art und Umfang der Reinigungspflicht 

(1) Die Reinigungspflicht umfaßt die Säuberung der in 
5 2 Abs. 1 genannten Straßenteile einschließlich 
der Beseitigung von Abfällen geringen Umfangs und 
Laub. Wildwachsende Kräuter sind zu entfernen, 
wenn dadurch der Straßenverkehr behindert, die 
nutzbare Breite von Geh- und Radwegen einge-
schränkt wird oder wenn die Kräuter die Straßen-
beläge schädigen. 

(2) Fahrbahnen und Gehwege sind in dem im Straßenver-
zeichnis bestimmten Reinigungsrhythmus in der 
Zeit vom 01. April bis 30. September bis spätes-
tens 10.00 Uhr und in der Zeit vom 01. Oktober 
bis 31. März bis spätestens 12.00 Uhr zu säubern. 
Die Einläufe in Entwässerungsanlagen und die Hyd-
ranten sind sauber zu halten. Belästigende Stau-
bentwicklung ist zu vermeiden. Kehricht und sons-
tiger Unrat sind nach Beendigung der Säuberung 
unverzüglich zu entfernen. 

(3) Die Gehwege sind in einer Breite von 1,50 m von 
Schnee freizuhalten. Bei Eis- und Schneeglätte 
sind die Fußgängerüberwege und die besonders ge-
fährlichen Stellen auf den von den Grundstücksei-
gentümern zu reinigenden Fahrbahnen - wenn nötig 
auch wiederholend - zu betreuen, wobei abstumpfen-
de Mittel vorrangig vor auftauenden Mitteln einge-
setzt werden sollen. 

(4) Auf Gehwegen ist bei Eis- und Schneeglätte zu 
streuen, wobei die Verwendung von Salz oder sons-
tigen auftauenden Stoffen erlaubt ist, wenn die 
Situation es erforderlich macht, z.B. bei Eisre-
gen und sonstigen klimatischen Ausnahmefällen 
bzw. besonders gefährdeten Flächen und Belägen. 

(5) In der Zeit von 7.00 Uhr bis 20.00 Uhr gefallener 
Schnee und entstandene Glätte sind unverzüglich 
nach Beendigung des Schneefalls bzw. nach dem 
Entstehen der Glätte zu beseitigen. Nach 20.00 
Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind 

§3 
Art und Umfang der Reinigungspflicht 

(1)  Die Reinigungspflicht umfasst die Säuberung der in § 2 Ab-
satz 1 genannten  Straßenteile einschließlich der Beseitigung 
von Abfällen geringen Umfangs sowie Laub.  Wildwachsende 
Kräuter sind zudem von den Straßenteilen zu entfernen. 

(2) Fahrbahnen und Gehwege sind nach Bedarf, jedoch mindes-
tens zu jedem ersten Sonnabend im Monat, zu säubern. Die 
Einläufe in Entwässerungsanlagen und die Hydranten sind 
sauber zu halten. Hydrantenschilder sind bei Bedarf freizu-
schneiden. Belästigende Staubentwicklung ist zu vermeiden. 
Bei frostfreier Witterung ist mit leichter Bewässerung der 
Staubentwicklung vorzubeugen. Kehricht und sonstiger Unrat 
sind nach Beendigung der Säuberung unverzüglich zu entfer-
nen. 

(3) Die Gehwege sind in einer Breite von mindestens 1,00 m 
von Schnee freizuhalten.  

Bei Eis- und Schneeglätte sind die Fußgängerüberwege und 
die besonders gefährlichen Stellen auf den von den Grund-
stückseigentümern zu reinigenden Flächen zu streuen, hierbei 
sind abstumpfende Mittel einzusetzen. 

(4) Auf Geh- und Wohnwegen ist bei Eis- und Schneeglätte 

zu streuen, wobei die 

Verwendung von Salz oder sonstigen auftauenden Stoffen 
grundsätzlich unterbleibt; ihre Verwendung ist nur dann ange-

 



werktags bis 7.00 Uhr, sonn- und feiertags bis 
9.00 Uhr des folgenden Tages zu beseitigen. 

(6) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel 
oder für Schulbusse müssen die Gehwege so von 
Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut wer-
den, dass ein gefahrloser Zu- und Abgang gewähr-
leistet ist. 

(7) Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn grenzenden 
Teil des Gehweges oder - wo dies nicht möglich 
ist - auf dem Fahrbahnrand so zu lagern, dass der 
Fußgänger- und Fahrbahnverkehr hierdurch nicht 
mehr als unvermeidbar gefährdet oder behindert 
wird. Die Einläufe in Entwässerunasanlagen und 
die Hydranten sind von Eis und Schnee freizuhal-
ten. Schnee und Eis von Grundstücken dürfen nicht 
auf den Gehweg und die Fahrbahn geschafft werden. 

 

 

 

bracht, wenn 
a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (z.B. 
Eisregen) durch den Einsatz von abstumpfenden Mit-
teln keine hinreichende Streuwirkung zu erzielen    
 ist, 

b) an besonders gefährlichen Stellen an Gehwegen, 

z.B. an Treppen,  durch 
 den Einsatz von abstumpfenden Mitteln keine hinrei-
chende Streuwirkung zu   
 erzielen ist. 

Baumscheiben und begrünte Flächen dürfen nicht mit 

Salz oder sonstigen auf- 
tauenden Materialien bestreut, salzhaltige oder sonstige auf-
tauende Mittel enthaltender Schnee darf auf ihnen nicht abge-
lagert werden. 

Gleiches gilt für Straßen oder Straßenabschnitte, in denen ein 
besonderer Gehweg nicht ausgewiesen ist, sowie für ver-
kehrsberuhigte Bereiche. 

 
(5) Gefallener Schnee und entstandene Glätte sind unverzüg-

lich nach Beendigung des Schneefalls bzw. nach Entstehen der 
Glätte zu beseitigen. Nach 20.00 Uhr gefallener Schnee bzw. 
entstandene Glätte ist bis 7.00 Uhr des Folgetages zu beseiti-
gen. Ist der Folgetag ein Sonn- oder Feiertag, hat die Beseiti-
gung bis 8.00 Uhr zu erfolgen. 

(6) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für 
Schulbusse müssen die Gehwege sowie die Flächen vor und 
in den Fahrgastunterständen so von Schnee 
freigehalten und bei Glätte bestreut werden, dass ein gefahr-
loser Zu- und Abgang zum Verkehrsmittel gewährleistet ist. 



(7) Schnee und Eis sind auf dem nicht an die Fahrbahn 
grenzenden Teil des Gehweges — also zu den Grundstü-
cken hin — unter Berücksichtigung der Zuwegung zu den 
Hauseingängen zu lagern. Die Lagerung muss die Passier-
barkeit des 1 m breiten geräumten Wegteils erlauben. Die 
Einläufe in Entwässerungsanlagen, die Hydranten und die 
Hydrantenschilder sind von Eis und Schnee freizuhalten. 
Schnee und Eis von Grundstücken dürfen nicht auf den Geh-
weg oder die Fahrbahn geschafft werden. 

 

 

§ 4  

Außergewöhnliche Verunreinigung 

Wer eine öffentliche Straße über das übliche Maß 
hinaus verunreinigt, hat gemäß 5 46 StrWG die Verun-
reinigung ohne Aufforderung und ohne schuldhafte 
Verzögerung zu beseitigen. Andernfalls kann die Ge-
meinde die Verunreinigung auf Kosten des Ver-
ursachers beseitigen. Unberührt bleibt die Ver-
pflichtung des Reinigungspflichtigen, die Verunrei-
nigung zu beseitigen, soweit ihm dies zumutbar ist. 

 

§4 
Grundstücksbegriff 

(1) Die Grundstücke sind grundsätzlich nach den steuerrechtli-
chen Bestimmungen zu bewerten. 

(2) Als anliegend im Sinne dieser Satzung gilt auch ein 
Grundstück, das durch einen Graben, eine Böschung, einen 
Grünstreifen, eine Mauer oder in ähnlicher Weise vom 
Gehweg oder von der Fahrbahn getrennt ist, gleich, ob es 
mit der Vorder-, der Rück- oder mindestens einer Seiten-
front an einer Straße oder einem Wohnweg liegt. Satz 1 gilt 
nicht, wenn ein Geländestreifen zwischen Straße und 
Grundstück nach § 2 Straßen und Wegegesetz weder dem öf-
fentlichen Verkehr gewidmet noch Bestandteil der Straße ist. 

 

 

 

§5 

Grundstücksbegriff 

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grund-
sätzlich das Grundstück im bürgerlich-
rechtlichen Sinne. 

§5 

Außergewöhnliche Verunreinigung 

(1) Wer eine öffentliche Straße über das übliche Maß hinaus ver-

 



(2) Als anliegend im Sinne dieser Satzung gilt ein 
Grundstück dann, wenn es an Bestandteile der 
Straße heranreicht. Als 

-
anliegend gilt ein 

Grundstück auch dann, wenn es durch Grün- oder 
Geländestreifen, die keiner selbständigen Nut-
zung dienen, von der Straße getrennt ist. 

 

unreinigt, hat die Verunreinigung gemäß § 46 Straßen- und 
Wegegesetz ohne Aufforderung und ohne schuldhafte Verzö-
gerung zu beseitigen. Unberührt bleibt die Verpflichtung 
des Reinigungspflichtigen, die Verunreinigung zu beseitigen, 
soweit ihm dies zumutbar ist. 

(2) Eine über das übliche Maß hinausgehende Verschmutzung 
liegt insbesondere bei Ausscheidungen von Hunden, Pfer-
den und anderen Tieren vor. Eine Verunreinigung durch 
Hundekot, Pferdeäpfel o. ä. ist unmittelbar nach dem Ab-
setzen von Der- oder Demjenigen zu beseitigen, die oder 
der das Tier ausführt. Ist nicht feststellbar, wer das Tier 
führt oder geführt hat, trifft diese Pflicht die Halterin oder 
den Halter. Die Gemeinde kann die Verunreinigung auf 
Kosten der Halterin oder des Halters bzw. der sonstigen 
Verursacherin oder des sonstigen Verursachers beseitigen. 

 

 

5 6 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gilt 5 
56 StrWG 

und 5 23 FStrG. Ordnungswidrig handelt, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig 

1. seiner Reinigungspflicht nach 5 2 dieser 
Satzung nicht nachkommt, 

2. gegen ein Ge- oder Verbot des 5 3 dieser 
Satzung verstößt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des 
Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu 1.000,00 
DM geahndet werden. 

 

§6 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gilt § 56 Straßen- 
und Wegegesetz. Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. der Reinigungspflicht nach § 2 dieser Satzung nicht 
nachkommt, oder 
2. gegen ein Ge- oder Verbot des § 3 dieser Satzung ver-
stößt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann laut § 56 Absatz 2 Straßen- und 
Wegegesetz mit einer Geldbuße bis zu 511 Euro geahndet 
werden. 

 

 

 
§ 7  

§7 

Verarbeitung personenbezogener Daten 
 



Ausnahmen 

Befreiung von der Verpflichtung zur Reinigung der 
Straßen können ganz oder teilweise nur dann auf be-
sonderen Antrag erteilt werden, wenn auch unter Be-
rücksichtigung des allgemeinen Wohles die Durchfüh-
rung der Reinigung dem Pflichtigen nicht zugemutet 
werden kann. 

 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser Satzung ist die Ge-

meinde berechtigt, die 
erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten 
zu erheben, zu speichern, zu verwenden und weiter zu verar-
beiten 

Sie ist insbesondere zur Erhebung und Verarbeitung folgen-

der Daten berechtigt: 
a) Daten über die Eigentumsverhältnisse, dinglichen 

Rechtsverhältnisse und sonstigen Grundstücksverhält-
nisse aus Grundsteuer- und Grundbuchakten sowie aus 
dem Liegenschaftsbuch des Katasteramtes, 

b) Daten, die ihr im Zusammenhang mit gesetzlichen, 

schuldrechtlichen oder 

dinglichen Vorkaufsrechten oder anderen Verwaltungs-
verfahren (z.B. Baugenehmigungsverfahren) bekannt 
geworden sind, 

c) Daten aus den Melderegistern, auch anderer Melde-

behörden, hinsichtlich 
der Anschriften der Reinigungspflichtigen, sofern die 
Vorschriften des Landesmeldegesetzes nicht entgegen-
stehen, 

d) sonstige Daten aus Katasterunterlagen über die 

Grundstücksverhältnisse, 
insbesondere auch zur Abgrenzung öffentlicher und pri-
vater Grundstücksflächen, 

e) Daten, die aufgrund örtlicher Feststellungen erhoben 
wurden bzw. erhebbar sind. 

(2) Die Reinigungspflichtigen gemäß § 2 sind zur Mitwirkung bei 
der Erhebung der erforderlichen Daten verpflichtet. Die Reini-
gungspflichtigen haben insbesondere die erforderlichen Aus-



künfte zu erteilen sowie Unterlagen zum Nachweis zu 
erbringen. Für die Löschung der Daten finden die Vorschriften 
des Landesdaten-schutzgesetzes Anwendung. 
 

 

 

§ 8  

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser Sat-
zung ist die Gemeinde berechtigt, die erforder-
lichen personen- und grundstücksbezogenen Daten 
aus den Unterlagen des Grundbuchamtes, des Ka-
tasteramtes, der Meldebehörde und der unteren 
Bauaufsichtsbehörde zu verwenden. Insbesondere 
ist die Gemeinde berechtigt, 

1. Angaben aus den Grundsteuerakten, wer Grund-
stückseigentümerin und/oder Grundstückseigentü-
mer des jeweils zu reinigenden Grundstückes ist 
und deren und/oder dessen Anschrift, sofern 5 
31 Abs. 3 Abgabenordnung nicht entgegensteht; 

2. Angaben des Grundbuchamtes aus den Grundbuch-
akten und des Katasteramtes aus seinen Akten, 
wer Grundstückseigentümerin und/oder Grund-
stückseigentümer des jeweils zu reinigenden 
Grundstückes ist und deren und/oder dessen An-
schrift; 

3. Angaben des Einwohnermeldeamtes aus dem Melde-
register über die Anschrift der Grundstücksei-
gentümerin und/oder des Grundstückseigentümers 
des jeweils zu reinigenden Grundstücks, sofern 
5 2 Abs. 4 des Landesmeldegesetzes nicht entge-
gensteht; 

4. Angaben des Katasteramtes zu den Abmessungen 
der jeweils zu reinigenden Grundstücke; 

5. Angaben der unteren Bauaufsichtsbehörde zur Ab-
grenzung der öffentlichen Grundstücke zu den 
jeweils reinigenden Grundstücken; 

6. Angaben des Grundbuchamtes bzw.' des Kataster-
amtes zur Abgrenzung der gemeindlichen Grund-
stücke zu den jeweils zu reinigenden Privat-
grundstücken zu verwenden. 

§8 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die 
Satzung über die Reinigung der öffentlichen Straßen in der Ge-
meinde Haseldorf vom 28.09.1998 außer Kraft. 

 

 



(2) Die nach Abs. 1 erhobenen sowie die weiteren im 
Zusammenhang mit der Straßenreinigung angefalle-
nen und anfallenden personenbezogenen Daten darf 
die Gemeinde nur zum Zweck der Erfüllung ihrer 
Aufgaben als Trägerin der Straßenreinigung ver-
wenden, speichern und weiterverarbeiten. Bezüg-
lich der Löschung der personenbezogenen Daten 
findet 5 19 Abs. 3 Landesdatenschutzgesetz Anwen-
dung. 

 

 

 

 

                      § 9 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekannt-
machung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung vom 19. Juli 
1978 außer Kraft. 

Die vorstehende Satzung wird hiermit aus-
gefertigt und ist bekanntzumachen. 

 

 

 

 

 


